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Sehr geehrte Leserin, sehr geehrter Leser,

das Jahr beginnt mit dem Inkrafttreten einer „Jahr-
hundertreform“. Das in weiten Teilen nicht mehr ak-
tuelle Personengesellschaftsrecht wurde zwar nicht 
vollständig neu gestaltet, aber grundlegend refor-
miert. Daher gilt es nun für alle Personengesellschaf-
ten zu schauen, ob zu Beginn des Jahres Gesell-
schafterverträge angepasst werden müssen. Unser 
Interview beschäftigt sich mit diesem Thema und 
verweist zusätzlich auf einen ausführlichen Blogbei-
trag im Newsroom der dhpg.

Das EuGH hatte zuletzt zu entscheiden, wer eine zu 
hohe Umsatzsteuer „behalten“ darf, wenn eine Kor-
rektur der Rechnungen nicht möglich ist. Wem steht 
der Betrag zu: dem Fiskus oder dem Unternehmen? 
Ein Fall, der sicher gar nicht so selten auftritt, wenn 
man an Endverbraucher vermarktet und keine Rech-
nungskorrektur vorlegen kann. Hierzu mehr in unse-
ren Top News.

Die steuerliche Berücksichtigung von Verlusten 
aus Darlehen, die ein Gesellschafter seiner Kapital
gesellschaft gewährt, ist regelmäßig Gegenstand von 
Rechtsstreitigkeiten mit der Finanzverwaltung – nicht 
zuletzt aufgrund diverser Rechtsänderungen in den 
vergangenen Jahren.  Im Sachverhalt unserer Aus­
gabe entschied der Bundesfinanzhof, dass in der Krise 

stehen gelassene Darlehen so weit zu nachträglichen 
Anschaffungskosten führen, wie sie gesellschafts-
rechtlich veranlasst sind. Mehr dazu auf Seite 6.

Moderne altersgerechte Wohngemeinschaften wer-
den als betreutes Wohnen immer beliebter. Der 
Gesetzgeber hat zu deren Beurteilung noch nicht 
das rechte Maß gefunden. Somit hatte der Bundes
gerichtshof zu entscheiden, ob Aufwendungen für 
die krankheits-, pflege- und behinderungsbedingte 
Unterbringung in einer Wohngemeinschaft als außer-
gewöhnliche Belastung zu berücksichtigen sind.

Das gesamte dhpg-Team wünscht Ihnen einen gu-
ten Start ins neue Jahr. Sicher haben Sie, wie auch 
viele der Beraterinnen und Berater der dhpg, wieder 
unfassbar gute und wichtige Vorsätze gefasst. Lassen 
Sie sich davon nicht stressen. Gleichgültig, welchen 
Vorsatz Sie gefasst haben – schauen Sie, dass es Ih-
nen damit gutgeht.

Ihr

 

Dr. Lutz Engelsing

Editorial

Dr. Lutz Engelsing
ist Steuerberater bei der dhpg. Im 
Schwerpunkt betreut er mittelständi-
sche Unternehmen, Freiberufler und 
Privatpersonen in allen Fragen des 
Steuerrechts. Eine besondere Experti-
se besitzt er in der steuerlichen Bera-
tung von Non-Profit-Organisationen 
(Berufsverbände, Stiftungen, Vereine, 
gGmbHs).



Interview

MoPeG tritt am 1.1.2024 in Kraft – 
wer jetzt Handlungsbedarf hat

Am 1.1.2024 tritt das Gesetz zur Modernisierung des Personengesellschaftsrechts (MoPeG) in Kraft. 
Alle bestehenden Personen(handels)gesellschaften sollten prüfen, ob die neuen gesetzlichen Be-
stimmungen eine Anpassung ihres Gesellschaftsvertrags oder sonstige Maßnahmen erfordern. Unser 
Senior Partner Dr. Olaf Lüke gibt an dieser Stelle ein paar wichtige Hinweise.

Wie hat man das MoPeG einzuordnen? Wurde das 
Personengesellschaftsrecht ganz neu gestaltet?
Lüke: Das in weiten Teilen mehr als 100 Jahre alte deut-
sche Personengesellschaftsrecht wird durch das MoPeG 
nicht grundlegend reformiert. Vielmehr zeichnet der Ge-
setzgeber in vielen Bereichen nun das gesetzlich nach, was 
Rechtsprechung und Rechtsgestaltung in den letzten Jahr-
zehnten bereits rechtsfortbildend entwickelt haben. Der 
Gesetzestext wird also an die Rechtswirklichkeit angepasst. 
Das MoPeG schafft aber auch echte Neuerungen. Insbe-
sondere die Einführung eines Gesellschaftsregisters für die 
Gesellschaft bürgerlichen Rechts und die Öffnung der Per-
sonenhandelsgesellschaft für Freiberufler.

Gibt es für Personengesellschaften aktuellen Hand-
lungsbedarf?
Lüke: Ja, das auf jeden Fall. Das Inkrafttreten des MoPeG 
erfordert eine Überprüfung der bestehenden Gesellschafts-
verträge, um zu klären, ob und wo die neuen gesetzlichen 
Regelungen gelten und wo möglicherweise Anpassungs-
bedarf entsteht. Zudem ist das MoPeG ein guter Anlass, 
bestehende Gesellschaftsverträge ganz generell daraufhin 
zu überprüfen, ob sie an geänderte Gegebenheiten anzu-
passen sind. Beispielsweise enthalten viele Verträge noch 
keine Regelungen zum Einsatz moderner Kommunikati-
onsmittel für die Einberufung und Abhaltung von Gesell-
schafterversammlungen.

Gibt es Gesellschaften, die gleich zu Jahresbeginn 
aktiv werden müssen? 
Lüke: Ja, das gilt für alle GbRs, die Grundstücke, GmbH-
Geschäftsanteile oder andere in einem Register eingetra-
gene Rechte halten. Hintergrund ist die Einführung des 
Gesellschaftsregisters. Bislang konnten die Existenz und 
Identität sowie die Vertretung der GbR im Rechtsverkehr 
nicht zuverlässig nachgewiesen werden. Um hier Rechts-
sicherheit zu schaffen, wird zum 1.1.2024 für die GbR das 
sogenannte Gesellschaftsregister eingerichtet. Es handelt 
sich dabei um ein nach dem Vorbild des Handelsregisters 
eigens für die GbR geschaffenes öffentliches Register, in 
das jeder online Einsicht nehmen kann. Lässt sich eine GbR 
in dieses Register eintragen, so ist es ihr danach möglich, 

durch einen Registerauszug im Rechtsverkehr ihre Existenz, 
die Vertretungsbefugnis und den aktuellen Gesellschafter-
bestand nachzuweisen. 

Ist der Eintrag für eine GbR verpflichtend?
Lüke: Nein, die Eintragung im Gesellschaftsregister ist frei-
willig und keine Voraussetzung für die Rechtsfähigkeit der 
Gesellschaft. In bestimmten Fallkonstellationen besteht 
aber aufgrund der sogenannten Voreintragungsobliegen-
heit ein faktischer Zwang zur Eintragung, weil die Register-
eintragung ab dem 1.1.2024 Voraussetzung dafür ist, dass 
die GbR bestimmte, in einem anderen Register eingetrage-
ne Rechte erwerben und über sie verfügen kann. So dürfen 
künftig nur noch eingetragene GbRs in das Grundbuch, 
das Schiffsregister oder als Gesellschafterin in die Gesell-
schafterliste einer GmbH bzw. in das Aktienregister einer 
AG eingetragen werden und es kann nur eine eingetragene 
GbR als Gesellschafterin einer anderen Personengesell-
schaft in deren Register eingetragen werden. Änderungen 
im Gesellschafterkreis einer GbR, die derartige Rechte hält, 
sind künftig nur noch möglich, wenn die GbR in das Gesell-
schaftsregister eingetragen ist. GbRs, die nicht eingetragen 
sind, sind insofern also zunächst einmal handlungsunfähig. 

Welche Vorteile bietet der Eintrag?
Lüke: Der größte Vorteil der Eintragung ist, wie gesagt, 
der Nachweis der Existenz und der Vertretungsberechti-
gung. Darüber hinaus eröffnet die Registereintragung der 
GbR die Möglichkeit der Umstrukturierung nach den Vor-
schriften des Umwandlungsgesetzes, der Wahl eines vom 
Registersitz abweichenden Verwaltungssitzes – der sogar 
im Ausland liegen kann – und des Statuswechsels in eine 
Personengesellschaft anderer Rechtsform. 

Wie erfolgt der Eintrag im Gesellschaftsregister? 
Lüke: Die Eintragung im Gesellschaftsregister erfolgt auf-
grund einer notariell beglaubigten Anmeldung, an der alle 
Gesellschafterinnen und Gesellschafter mitwirken müs-
sen und die auf elektronischem Wege einzureichen ist. 
Anzumelden sind Name, Sitz und Anschrift der GbR, die 
Gesellschafterinnen und Gesellschafter sowie die Vertre-
tungsbefugnisse. Der Gesellschaftsvertrag muss nicht zum 
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Dr. Olaf Lüke
ist Rechtsanwalt bei der dhpg. Er berät 
mittelständische Unternehmen und 
ihre Gesellschafter sowie Vereine 
und Stiftungen in gesellschafts- und 
steuerrechtlichen Fragen. Er gilt als 
ausgewiesener Experte im Personen- 
und Kapitalgesellschaftsrecht. Regel-
mäßig begleitet er mit seinem Team 
Unternehmen bei Umstrukturierungen 
sowie in nationalen und internationalen 
M&A-Transaktionen. 

Register eingereicht werden. Da die Anmeldung frühestens 
am 1.1.2024 erfolgen kann, ist damit zu rechnen, dass es 
bei  Notariatskanzleien und Registern zu nicht unerheb­
lichen Verzögerungen kommen wird. Die im Gesellschafts-
register eingetragene GbR hat zwingend ihrem Namen den 
Rechtsformzusatz „eingetragene Gesellschaft bürgerlichen 
Rechts“ oder „eGbR“ hinzuzufügen. Zu beachten ist, dass 
die Eintragung der GbR im Gesellschaftsregister dazu führt, 
dass die Gesellschaft verpflichtet ist, ihre wirtschaftlich Be-
rechtigten im Transparenzregister eintragen zu lassen. 

Eine ausführliche Beschreibung zu den am 1.1.2024 
in Kraft getretenen Änderungen des Gesetzes zur 
Modernisierung des Personengesellschaftsrechts 
(MoPeG) finden Sie in unserem Newsroom. 

Dort können Sie ausführliche Informationen zu den 
betroffenen Gesellschaftsformen nachlesen: 
- zur GbR,
- zur oHG und KG sowie
- zur Kommanditgesellschaft.

Sprechen Sie uns bei Fragen jederzeit an. 
Wir unterstützen Sie gerne.
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Top News

des Steueraufkommens ergibt, weil Endverbraucher:in-
nen nicht zum Vorsteuerabzug berechtigt sind.

 / �Eine ungerechtfertigte Bereicherung des Klägers liegt 
nicht vor, da im Fall Festpreise vereinbart wurden. Das 
heißt, die Kund:innen hatten den Preis akzeptiert, unab-
hängig von der Höhe der Umsatzsteuer.

Korrekturen unter bestimmten Voraussetzungen 
wohl zulässig
Im Endergebnis schlägt die Generalanwältin vor, dass eine 
Berichtigung der Umsatzsteuer möglich ist, wenn Leistun-
gen an Endverbraucher:innen erbracht, keine Rechnungen 
ausgestellt und Festpreise vereinbart werden. Dies dürfte der 
hiesigen Praxis der Finanzverwaltung entsprechen, wenn es 
auch immer wieder Streit diesbezüglich gibt. Das abschlie-
ßende Urteil des EuGH wird zu beachten sein, da es grund-
legende Hinweise zur Korrektur solcher Fälle geben wird, 
die in der Praxis leider häufig vorkommen. Es ist zu hoffen, 
dass der EuGH dann auch klärt, wie mit der Vereinbarung 
von Preisen „zzgl. gesetzlicher Umsatzsteuer“ umzugehen 
ist, was die Generalanwältin offengelassen hat. Wichtig für 
die Praxis ist auch der Hinweis der Generalanwältin, dass 
es widersprüchlich ist, wenn ein Rechtsstaat einem Unter-
nehmer die Erstattung der Umsatzsteuer versagt, mit dem 
Hinweis, er sei ungerechtfertigt bereichert, nur weil dieser 
der „falschen“ Auffassung der Finanzbehörde gefolgt ist.

Unternehmen

Höhe nachträglicher An-
schaffungskosten bei stehen 
gelassenen Gesellschafter-
darlehen
Die steuerliche Berücksichtigung von Verlusten 
aus Darlehen, die ein Gesellschafter seiner Kapital
gesellschaft gewährt, ist oft Gegenstand von 
Rechtsstreitigkeiten mit der Finanzverwaltung.

Nachträgliche Anschaffungskosten ausgefallener 
Gesellschafterdarlehen bei der Auflösung einer 
Kapitalgesellschaft
Zu den nachträglichen Anschaffungskosten zählen auch 
Darlehensverluste, soweit die Gewährung des Darlehens 
oder das Stehenlassen in der Krise gesellschaftsrechtlich 
veranlasst war. Die Bewertung solcher Darlehen der Höhe 
nach ist nicht ausdrücklich geregelt. Nach Verwaltungs-
auffassung soll weiterhin zwischen vier Fallgruppen unter-
schieden werden:

1.	 In der Krise hingegebenes Darlehen
2.	 Krisenbestimmtes Darlehen
3.	 Finanzplandarlehen 
4.	 In der Krise stehen gelassenes Darlehen

GmbH-Geschäftsführer, Unternehmen

EuGH: Wer darf zu viel gezahlte 
Umsatzsteuer behalten – Staat 
oder Unternehmen?
Wird die Umsatzsteuer in Rechnungen zu hoch 
ausgewiesen, so wird diese geschuldet. Der EuGH 
muss nun entscheiden, wer die zu hohe Umsatz-
steuer „behalten“ darf, wenn eine Korrektur der 
Rechnungen nicht möglich ist: der Fiskus oder Ihr 
Unternehmen?

Der Kläger mit Sitz in Polen reichte im Jahr 2016 berichtigte 
Umsatzsteuererklärungen für die Jahre 2012 bis 2014 ein. 
Umsätze, die der Kläger bisher entsprechend den Vorga-
ben der dortigen Finanzbehörden mit dem Regelsteuersatz 
versteuert hatte, deklarierte er nun zutreffend zum ermä-
ßigten Steuersatz. Die zuständige Finanzbehörde versagte 
die Korrektur, da der Kläger keine korrigierten Rechnungen 
vorlegen konnte. Grund hierfür war, dass der Kläger seine 
Leistungen gegenüber Endverbraucher:innen erbrachte 
und diese zulässigerweise mittels Kassenbons abrechnete. 
Es gab damit keine Rechnungen, die hätten korrigiert wer-
den können. Womit auch klar war, dass die Kund:innen auf-
grund der Korrektur kein Geld vom Kläger zurückerhielten. 
Der Streit liegt mittlerweile dem Europäischen Gerichtshof 
(EuGH) vor.

Hinweise der Generalanwältin
Die Generalanwältin weist zunächst auf den Kern des Pro
blems hin. Eigentlich müssten die Kund:innen die zu viel ge-
zahlte Umsatzsteuer zurückerhalten. Wenn dies aber nicht 
möglich ist, weil z.B. Festpreise vereinbart werden oder die 
Kund:innen nicht namentlich erfasst sind, stellt sich die Fra-
ge, wer durch die zu viel gezahlte Umsatzsteuer „bereichert“ 
bleiben darf: der Staat oder der leistende Unternehmer? Die 
Generalanwältin kommt zu folgenden Ergebnissen:

 / �Kalkulieren Unternehmer:innen die Umsatzsteuer zu 
hoch, schulden sie trotzdem nur die Umsatzsteuer in 
der richtigen Höhe. Ob die Gegenleistung dann zu ver-
ringern ist, ist allein eine Frage des Zivilrechts. Die Recht-
sprechung zum „Direktanspruch“ betrifft nur Kunden, die 
Unternehmer sind und nicht  Endverbraucher. 

 / �Auch handelt es sich nicht, wie vom polnischen Fiskus 
vorgebracht, um eine Änderung der Bemessungsgrund-
lage, da das Entgelt, mangels Rückzahlung, unverändert 
bleibt. Der Kläger hat seine Umsatzsteuererklärungen ge-
ändert, nicht die Bemessungsgrundlage seiner Umsätze. 
Insofern spielen die polnischen Regelungen zur Ände-
rung der Bemessungsgrundlage keine Rolle.

 / �Da keine Rechnungen ausgestellt wurden, hat der Kläger 
auch keine Umsatzsteuer ungerechtfertigt ausgewie-
sen, die er schulden würde. Selbst wenn die Kassenbons 
Rechnungen darstellen sollten, greift die Regelung nicht 
(im Umsatzsteuergesetz: § 14c), da sich keine Gefährdung 
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Während Darlehen der ersten drei Fallgruppen zu nach-
träglichen Anschaffungskosten in Höhe des Nennbetrags 
des Darlehens führen, erfolgt die Bewertung in der Krise 
stehen gelassener Darlehen nach Verwaltungsauffassung 
mit dem Teilwert zum Zeitpunkt des Kriseneintritts. Der 
Teilwert solcher Darlehen beträgt regelmäßig 0 € und 
die Verlustberücksichtigung im Anwendungsbereich des  
§ 17 EStG scheidet aus.

Der entschiedene Fall
Die Verwaltungsauffassung hat der Bundesfinanzhof nun 
bestätigt. Im Streitfall entschied der Bundesfinanzhof, dass 
in der Krise stehen gelassene Darlehen zu nachträglichen 
Anschaffungskosten führen, soweit sie gesellschaftsrecht-
lich veranlasst sind. Die gesellschaftsrechtliche Veranlas-
sung richte sich nach der Werthaltigkeit bei Kriseneintritt.  
Im Streitfall hat der Bundesfinanzhof ebenso die Verlust-
berücksichtigung bei den Einkünften aus Kapitalvermö-
gen versagt, weil das Darlehen vor der Einführung der 
Abgeltungssteuer am 1.1.2009 hingegeben wurde. In der 
Zwischenzeit hat der Gesetzgeber auch im Anwendungs
bereich des § 20 EStG die steuerliche Berücksichtigung 
aus der Uneinbringlichkeit von Kapitalforderungen geregelt 
und erheblich eingeschränkt.

Hinweise für die Praxis
Wertverluste bis zum Eintritt der Krise und der Entschei-
dung über das Stehenlassen des Darlehens sind nach  
§ 20 Abs. 2 Nr. 7 EStG und Wertverluste ab der Entscheidung 
über das Stehenlassen in der Krise bis zum endgültigen 
Darlehensausfall aufgrund gesellschaftsrechtlicher Veran-
lassung nach § 17 Abs. 2a Nr. 2 EStG zu berücksichtigen.  
In der Praxis wird die Herausforderung darin bestehen, 
zu ermitteln, wann welche Wertverluste eingetreten sind. 
Gleichzeitig sind unterschiedliche Verlustberücksichti-
gungszeitpunkte zu beachten: Verluste nach § 17 EStG 
(werthaltiger Teil) sind zu dem Zeitpunkt zu berücksichti-
gen, in dem feststeht, dass mit den folgenden Vorausset-
zungen nicht mehr zu rechnen ist:

1.	 mit einer Auskehrung von Gesellschaftsvermögen an 
den Gesellschafter (Ebene der Gesellschaft) und

2.	 mit einer wesentlichen Änderung des Auflösungs­
gewinns oder -verlusts (Ebene des Gesellschafters).

Beide Voraussetzungen müssen gleichzeitig vorliegen. 

Für eine Verlustberücksichtigung nach § 20 Abs. 2 Nr. 7 
EStG (nicht werthaltiger Teil) ist hingegen der Zeitpunkt 
maßgeblich, zu dem der Gläubiger von einem endgültigen 
Ausfall seiner Forderung ausgehen kann. Dies kann zu einer 
Berücksichtigung in verschiedenen Veranlagungszeiträu-
men führen. Um sicherzustellen, dass ein Gesellschafter-
darlehen bei der Auflösung der Kapitalgesellschaft zumin-
dest als nachträgliche Anschaffungskosten nach § 17 EStG 
berücksichtigt wird, sollte bereits im Darlehensvertrag eine 
Krisenbestimmung vereinbart werden.

GmbH-Geschäftsführer, Unternehmen

Sonderausgabenabzug für 
Kirchensteuererstattung an 
den Arbeitgeber
Der Bundesfinanzhof hat entschieden, dass die 
Rückerstattung von Lohnkirchensteuer an den Ar-
beitgeber, der für die Zahlung in Haftung genom-
men wurde, im Rahmen der Einkommensteuer-
erklärung des Arbeitnehmers als Sonderausgaben 
abzugsfähig ist.

Die Kläger sind Eheleute und wurden im Streitjahr 2017 zur 
Einkommensteuer veranlagt. Der Kläger erzielte als Gesell-
schafter-Geschäftsführer einer GmbH Einkünfte aus nicht 
selbstständiger Arbeit. Im Jahr 2014 erhielt er neben seinem 
Arbeitslohn auch Sachbezüge. Aufgrund einer Lohnsteuer-
außenprüfung kam es zu einer Nacherhebung von Lohn- 
und Kirchensteuer sowie von Solidaritätszuschlag auf die 
Sachzuwendungen. Das Finanzamt nahm die GmbH als 
Arbeitgeberin in Haftung. Die GmbH nahm den Kläger in 
Regress. Der Kläger zahlte die Kirchensteuer im Jahr 2017 
an die GmbH und machte diese Zahlung in seiner Einkom-
mensteuererklärung als Sonderausgaben geltend.

Revision gegen das Urteil des Finanzgerichts
Mit ihrer Revision bringen die Kläger vor, der Kläger habe – 
anders als das Finanzamt und das Finanzgericht meinten – 
aufgrund der Begleichung der Rückgriffsforderung der 
GmbH die eigene Kirchensteuer gezahlt. Denn die GmbH 
habe die Kirchensteuer für Rechnung des Klägers an das  
Finanzamt gezahlt. Der Anspruch der GmbH gegenüber dem 
Kläger auf Ersatz der Zahlung der Kirchensteuer leite sich aus 
der Gesamtschuldnerschaft zwischen ihr als Haftender und 
dem Kläger als Steuerschuldner her. Dieser Ersatzanspruch 
habe im Innenverhältnis in voller Höhe bestanden.

Entscheidung des Bundesfinanzhofs: Die Revision 
des Klägers ist begründet
Sie führt zur Aufhebung des angefochtenen Urteils. Der 
Einkommensteuerbescheid 2017 ist zu ändern und die Ein-
kommensteuer 2017 unter Berücksichtigung gezahlter Kir-
chensteuer niedriger festzusetzen.

Fazit: Abzug als Sonderausgaben ist zulässig
Erstattet der Steuerpflichtige im Rahmen eines zivilrecht-
lichen Rückgriffs seinem Arbeitgeber die von diesem ge-
zahlte Lohn(kirchen)steuer, kommt er allein dem im Ar-
beitsverhältnis begründeten zivilrechtlichen Anspruch des 
Arbeitgebers nach und begleicht seine persönliche Steuer-
schuld. Die Aufwendungen sind in solchen Fällen als Son-
derausgaben abzugsfähig.
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Praxistipp

Keine Seltenheit: Hackerangriffe auf Produktionsanlagen
Immer mehr industrielle Unternehmen werden Opfer von Angriffen auf ihre Produktionsanlagen. Deshalb ist es für die-
se Unternehmen unerlässlich, sich neben der IT-Security auch intensiv mit der OT-Security zu befassen. Die Operative 
Technologie (OT) bezeichnet die Verwendung von Hardware und Software zur Kontrolle von industriellem Equipment. 
Mit Blick auf die Cybersicherheit werden OT-Umgebungen allerdings häufig vernachlässigt. Um das Angriffspotenzial 
von Cyberangriffen zu reduzieren, ist es notwendig, Maßnahmen zur Sicherung der Produktionen zu ergreifen. Hier 
setzt die OT-Security an. Durch die frühzeitige Erkennung und das Abwehren von Angriffen können OT-Systeme ef-
fektiv geschützt werden. 

Risiko 1: Ausnutzen von Schwachstellen im System
Vernetzte Geräte sind in der Produktion gang und gäbe. 
Sind diese nicht ordnungsgemäß gesichert, können 
Sicherheitslücken von Hackern ausgenutzt werden und 
zu schwerwiegenden Schäden, insbesondere zum Da-
tendiebstahl, führen. Die eingesetzte Technik (Steue-
rungskomponenten, Netzwerkkomponenten) muss ge-
gen Angriffe geschützt sein. Schwachstellen, die bekannt 
sind, sollten zeitnah behoben und die vom Hersteller zur 
Verfügung gestellten Updates rasch installiert werden.

Risiko 2: Veraltete Software ohne aktuelle Sicher-
heitsupdates
Laut einer kürzlich veröffentlichten Studie, die das Secu-
rity-Unternehmen Trend Micro in Auftrag gegeben hat, 
kommen in 65 % der Produktionsumgebungen veraltete 
Betriebssysteme zum Einsatz. Ihre Verwendung stellt für 
Produktionsumgebungen ein hohes Sicherheitsrisiko dar, 
denn Cyberkriminelle können Schwachstellen in diesen 
Systemen nutzen, um Zugriff auf sensible Daten oder Netz-
werke zu erlangen. Auch können durch das Einschleusen 
von Schadsoftware Produktionsabläufe gestört oder sogar 
lahmgelegt werden, was für das betroffene Unternehmen 
hohe finanzielle Verluste nach sich ziehen kann. 

Risiko 3: Phishing/Faktor Mensch
Produktionsunternehmen werden immer wieder Opfer 
von Phishing-Kampagnen im Bereich der Operational 
Technology (OT). Dabei geben sich Angreifer beispiels-
weise als Lieferanten des Unternehmens aus und verschi-
cken eine E-Mail mit bösartigem Anhang. Das Öffnen des 
Anhangs ermöglicht es dem Angreifer, Zugang zum Sys-
tem und zur Produktionssteuerung zu erlangen. 

Das Cyber Security Operation Center, das die dhpg ge-
meinsam mit dem Kölner Unternehmen TÜV TRUST IT 
betreibt, konnte verschiedene Produktionsunternehmen 
dabei unterstützen, sich mithilfe gezielter Maßnahmen 
gegen all diese Risiken zu schützen. Ein Cyber Security 
Operation Center setzt dort ein, wo Firewall und traditio-
nelle Sicherheitsmaßnahmen ihre Grenzen haben.

Das White Paper zur Cybersicherheit in der OT-Industrie 
können Sie hier herunterladen. Oder sprechen Sie das 
Team direkt an. Sie erreichen Robin Chaudhry unter der 
E-Mail-Adresse robin.chaudhry@csoc.de.  
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GmbH-Geschäftsführer, Unternehmen

Istversteuerung – Gutschrift 
ist entscheidend
Im Rahmen der Istversteuerung werden Umsätze 
im Zeitpunkt ihrer Vereinnahmung erfasst. Klingt 
einfach: Doch wann ist der Umsatz vereinnahmt? 
Der Bundesfinanzhof hat dies nun geklärt.

Streit über den Zeitpunkt der Besteuerung
Der Kläger wandte die Istversteuerung an. Am 2.1.2020 
wurden ihm Umsätze auf seinem Konto gebucht, die 
Wertstellung erfolgte dagegen zum 31.12.2019. Strittig war, 
ob die Umsätze im Jahr 2020 oder im Jahr 2019 der Um-
satzsteuer unterliegen.

Bundesfinanzhof: Gutschrift auf dem Konto ist 
entscheidend
Laut Bundesfinanzhof sind Entgelte vereinnahmt, wenn die  
Unternehmer:innen wirtschaftlich hierüber verfügen kön-
nen. Überweisungen sind daher vereinnahmt im Zeitpunkt 
der Gutschrift auf dem Girokonto der Zahlungsempfän-
ger:innen. Eine frühere Wertstellung (Valutierung) ist inso-
weit unbeachtlich.

Konsequenzen
Dem Urteil ist zuzustimmen. Gerade für die Erfassung der Um-
sätze im Jahreswechsel herrscht nun Klarheit. Beachten Sie 
dies bei Erstellung der Finanzbuchführung bzw. der Umsatz-
steuervoranmeldungen, sofern Sie die Istversteuerung nutzen. 

GmbH-Geschäftsführer, Unternehmen

Leichtfertige Steuerverkür-
zung bei Kaufleuten
Eine leichtfertige Steuerverkürzung stellt eine buß-
geldbewehrte Ordnungswidrigkeit dar und kann 
zudem die Frist des Finanzamts zur erstmaligen 
Steuerfestsetzung verlängern.

Ein aktuelles Urteil des Bundesfinanzhofs setzt sich insbe-
sondere mit der Frage auseinander, welche Anforderungen 
bei Prüfung der Leichtfertigkeit an Kaufleute zu stellen sind. 

Auslöser war Unterbleiben einer grunderwerb
steuerlichen Anzeige 
Im zugrundeliegenden Fall bekam der Sohn von seinen El-
tern in mehreren Tranchen alle Anteile an einer grundbesit-
zenden GmbH geschenkt. Keiner der Beteiligten zeigte den 
Vorgang ordnungsgemäß beim Finanzamt an, obwohl der 
Notar darauf hinwies, dass unter gewissen Voraussetzun-
gen eine Grunderwerbsteuerpflicht bestehen könne. 

Mehrere Jahre später erlangte das Finanzamt Kenntnis 
von dem grunderwerbsteuerlich relevanten Vorgang und 
setzte Grunderwerbsteuer fest. Da nur die verlängerte 
Festsetzungsfrist bei Vorliegen einer leichtfertigen Steuer-
verkürzung diese Steuerfestsetzung erlaubte, kam es ent-
scheidend darauf an, ob dem Sohn leichtfertiges Handeln 
vorzuwerfen war.

Kriterien der Leichtfertigkeit 
Wer einer Anzeigepflicht nicht nachkommt, lässt im All-
gemeinen Finanzbehörden pflichtwidrig über steuerlich 
erhebliche Tatsachen in Unkenntnis und kann deshalb 
grundsätzlich eine leichtfertige Steuerverkürzung begehen. 

Leichtfertigkeit bedeutet einen erheblichen Grad an Fahr-
lässigkeit. Ein derartiges Verschulden liegt vor, wenn ein 
Steuerpflichtiger nach den Gegebenheiten des Einzelfalls 
und seinen individuellen Fähigkeiten in der Lage gewesen 
wäre, den aus den einschlägigen gesetzlichen Regelungen 
sich im konkreten Fall ergebenden Sorgfaltspflichten zu ge-
nügen. 

Erkundigungen bei Auskunftspersonen 
Bei Prüfung der Leichtfertigkeit ist zunächst zu berücksich-
tigen, dass sich der Steuerpflichtige bei rechtlichen Zwei-
feln über seine steuerlichen Pflichten bei qualifizierten Aus-
kunftspersonen zu erkundigen hat. 

Höhere Anforderungen bei Kaufleuten und ihrem 
kaufmännischen Tätigkeitskreis
Zu beachten sind immer Ausbildung, Tätigkeit und Stellung 
des Steuerpflichtigen. Der Erfahrungssatz, dass Kaufleute 
regelmäßig weitergehende Fähigkeiten als Nichtkaufleute 
besitzen, ist lediglich eine Ausprägung des Grundsatzes, 
dass auf die individuellen Fähigkeiten abzustellen ist. Der 
Umstand, dass ein Steuerpflichtiger über eine bestimmte 
Ausbildung oder Stellung verfügt, hat Indizwirkung, kann 
für sich genommen aber noch nicht die Leichtfertigkeit 
begründen. Es sind vielmehr die persönlichen Fähigkeiten 
des Steuerpflichtigen im Bereich der betreffenden Steuern 
zu bewerten. Irrelevant ist, ob privates oder geschäftliches 
Handeln vorliegt. 

Materiell-rechtlicher Kaufmannsbegriff maßgeblich 

Der Bundesfinanzhof stellt mit diesem Urteil klar, dass kein 
rein formeller Kaufmannsbegriff gilt. Lediglich aus der for-
malen Qualifikation (z.B. akademischer Grad) können keine 
erhöhten Sorgfaltsanforderungen abgeleitet werden. Es ist 
vielmehr erforderlich, bei den Anforderungen Ausbildung 
und Tätigkeit des Steuerpflichtigen zu berücksichtigen. 

News für Ihr Geschäft
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schriften ergänzt. Maßgebend sei demnach nicht der steuer-
liche Umwandlungsstichtag (hier: 1.4.2015), sondern die im 
Umwandlungssteuergesetz (UmwStG) normierten Spezial­
regelungen wie etwa § 4 Abs. 2 Satz 1 UmwStG, nach denen 
der übernehmende Rechtsträger in die steuerliche Rechts-
stellung des übertragenden Rechtsträgers eintritt (sog. Fuß-
stapfentheorie). Aufgrund dieses umfassenden Eintritts in die 
Rechtsstellung habe die übernehmende Personengesellschaft 
als „neue“ Organträgerin auch das Merkmal der finanziellen 
Eingliederung der B-GmbH an der A-GmbH fortzuführen. 

Abschließende Hinweise
Die Entscheidung des Bundesfinanzhofs ist zu begrüßen 
und verschafft insbesondere im Bereich der Steuergestal-
tungsberatung und Umstrukturierung die erforderliche 
Rechtssicherheit. 

Unternehmen, Privat

Keine Minderung der Um-
satzsteuer bei strafrecht
licher Wertabschöpfung
Das Finanzgericht Berlin-Brandenburg hat zu 
einer interessanten Frage Stellung bezogen, die 
die Schnittstelle zwischen Straf- und Umsatzsteu-
errecht betrifft: Mindern Geldbußen die Bemes-
sungsgrundlage der Umsatzsteuer?

Der Kläger war bei verschiedenen Unternehmen der Im-
mobilienwirtschaft tätig. Die Vergabe von Bauaufträgen ließ 
sich der Kläger durch Zuwendungen für sein Privatvermö-
gen bezahlen. Aufgrund der Schmiergeldzahlungen war 
der Kläger unternehmerisch tätig. Die Bruttoeinnahmen 
betrugen für die Jahre 2011 bis 2015 ca. 380 T€. Der Kläger 
wurde wegen Bestechlichkeit und Steuerhinterziehung zu 
einer Freiheitsstrafe verurteilt. Zudem wurde in Höhe von 
ca. 340 T€ die Einziehung des Wertes des Erlangten ange-
ordnet. Strittig war nun, ob die Rückzahlung des Erlangten 
durch den Kläger die Bemessungsgrundlage der gegen ihn 
festgesetzten Umsatzsteuer mindert. 

Unternehmen

Rechtsprechung zur finan-
ziellen Eingliederung bei 
ertragsteuerlichen Organ-
schaftsverhältnissen
Der BFH hat in einem jüngst ergangenen Urteil ent-
schieden, dass im Fall der Verschmelzung einer Kapi-
tal- auf eine Personengesellschaft der übernehmende 
Rechtsträger das Merkmal der finanziellen Eingliede-
rung des übertragenden Rechtsträgers fortführt.

Bundesfinanzhof schafft Klarheit
Der Bundesfinanzhof hat in einem jüngst ergangenen 
Urteil entschieden, dass im Fall der Verschmelzung einer 
Kapital- auf eine Personengesellschaft der übernehmende 
Rechtsträger als („neuer“) Organträger das Merkmal der fi-
nanziellen Eingliederung des übertragenden Rechtsträgers 
auch dann fortführt, wenn sich der umwandlungssteuer
liche Übertragungsstichtag nicht auf den Beginn des Wirt-
schaftsjahres der Organgesellschaft zurückbezieht. 

Notwendige Voraussetzungen für ertragsteuerliche 
Organschaften
Eine ertragsteuerliche Organschaft erfordert in jedem Fall 
den Abschluss und die tatsächliche Durchführung eines 
mindestens über fünf Jahre geltenden Ergebnisabfüh-
rungsvertrags. Ferner muss der Organträger an der Or-
gangesellschaft vom Beginn ihres Wirtschaftsjahres an un­
unterbrochen in einem solchen Maße beteiligt sein, dass 
ihm die Mehrheit der Stimmrechte aus den Anteilen an der 
Organgesellschaft zusteht (finanzielle Eingliederung). 

Im Streitfall bestand zwischen der A-GmbH als Organ-
gesellschaft und der B-GmbH als Organträgerin eine 
ertragsteuerliche Organschaft. Nachdem die Anteile 
an der B-GmbH an eine bislang nicht beteiligte Perso-
nengesellschaft veräußert worden waren, wurde die 
B-GmbH mit steuerlicher Rückwirkung zum 1.4.2015 auf 
die erwerbende Personengesellschaft verschmolzen.   
Im Rahmen der Steuerdeklaration wurde das Einkommen 
der A-GmbH nach den Grundsätzen einer ertragsteuerli-
chen Organschaft vollumfänglich der Personengesellschaft 
als „neuer“ Organträgerin zugerechnet. Die Finanzverwal-
tung versagte jedoch die ertragsteuerliche Organschaft vor 
dem Hintergrund, dass die Personengesellschaft als „neue“ 
Organträgerin die Voraussetzungen der finanziellen Einglie-
derung nicht während des gesamten Wirtschaftsjahres der 
A-GmbH (Kalenderjahr 2015) erfüllt habe. Dagegen klagte 
die A-GmbH erfolgreich beim Hessischen Finanzgericht.

Bundesfinanzhof wies die Revision zurück
Der Bundesfinanzhof wies die Revision der Finanzverwaltung 
zurück und sah das Merkmal der finanziellen Eingliederung als 
erfüllt an. Nach Auffassung des Bundesfinanzhofs werden in 
Umwandlungsfällen die Regelungen zur ertragsteuerlichen 
Organschaft durch die umwandlungssteuerrechtlichen Vor-
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Finanzgericht lehnt Minderung der Umsatzsteuer ab
Das Finanzgericht bestätigt zunächst, dass der Kläger auf-
grund der wiederholten Annahme von Bestechungsgeldern 
unternehmerisch tätig war. Die Leistung des Klägers bestand 
in der rechtswidrigen Bevorzugung der Unternehmen bei 
der Vergabe, die die Schmiergelder zahlten. Dass der Klä-
ger hierbei „unerlaubte“, das heißt strafrechtlich relevante 
Umsätze erbrachte, ist für die Umsatzbesteuerung irrelevant. 
Ferner weist das  Finanzgericht darauf hin, dass es keine 
Parallelen zur ertragsteuerlichen Behandlung sieht. Ertrag-
steuerlich sind Geldbußen ausnahmsweise abzugsfähig, 
wenn der wirtschaftliche Vorteil durch die Geldbußen ab-
geschöpft wird. Hierdurch soll dem Prinzip der Besteuerung 
nach der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit Rechnung ge-
tragen werden, das dem Ertragsteuerrecht zugrunde liegt. 
Dieses Prinzip kann nicht auf die Umsatzsteuer als Ver-
brauchssteuer übertragen werden, auch fehlt es an einer 
entsprechenden Vorschrift im Umsatzsteuergesetz (UStG), 
um eine Vermögensabschöpfung zu berücksichtigen. 
Eine Entgeltminderung ergibt sich nicht, da diese einen un-
mittelbaren Zusammenhang zwischen der Minderung des 
Entgelts und der steuerpflichtigen Leistung voraussetzt, z.B. 
bei Rückzahlung des Entgelts an den Leistungsempfänger. 
Eine solche Rückzahlung stellt die Vermögensabschöpfung 
nicht dar. Einen Verstoß gegen den Grundsatz der Neutrali-
tät in der Umsatzsteuer durch die Nichtberücksichtigung der 
Geldabschöpfung sieht das Finanzgericht ebenfalls nicht.

Konsequenzen
Die Entscheidung des Finanzgerichts ist zutreffend. Im 
Hinblick auf ähnliche Fälle ist zu beachten, dass das Fi-
nanzgericht gegebenenfalls anders entschieden hät-
te, wenn die Geldabschöpfung den Leistungsempfän-
ger:innen zugutegekommen wäre. Dies wurde vom 
Finanzgericht im Fall ausgeschlossen, da die Leistungs-
empfänger:innen aufgrund der Zahlung der Bestechungs-
gelder zivilrechtliche Ersatzansprüche verwirkt hatten.   
Das Finanzgericht lässt allerdings die Revision zu, da es bis-
her an einer höchstrichterlichen Rechtsprechung zur Frage 
der Berücksichtigung von strafrechtlichen Wertabschöp-
fungen in der Umsatzsteuer fehlt. Es bleibt daher abzuwar-
ten, wie der Bundesfinanzhof entscheidet. Entsprechen-
de Verfahren sollten offengehalten werden. Betroffenen 
verbleibt zudem das Billigkeitsverfahren, worauf auch das 
Finanzgericht verweist. 

Unternehmen, Privat

Russland wird zur Steueroase
Seit zwei Jahren greift das Steueroasen-Abwehr-
gesetz, bislang jedoch mit einer überschaubaren 
Anzahl an betroffenen Fällen. Das dürfte sich 
schlagartig ändern, wenn Russland, wie geplant, 
kurzfristig zur Steueroase erklärt wird.

Steueroasen-Abwehrgesetz gilt seit zwei Jahren
Seit rund zwei Jahren sind die Vorschriften des Steuer
oasen-Abwehrgesetzes (StAbwG) in Deutschland anwend-
bar. Durch dieses Gesetz sollen aus Sicht des Gesetzge-
bers bislang nicht kooperierende Staaten dazu angehalten 
werden, international anerkannte Standards im Hinblick auf 
steuerliche Transparenz sowie die verbindlichen BEPS-Min-
deststandards umzusetzen und unfairen Steuerwettbewerb 
zu bekämpfen. Zu diesem Zweck sollen Unternehmen und 
Privatpersonen durch gezielte Maßnahmen davon abge-
halten werden, Geschäftsbeziehungen zu diesen Ländern 
fortzusetzen oder aufzunehmen.

Viele Inseln – und jetzt eine Großmacht
Welche Länder als Steueroasen einzuordnen sind, be-
stimmt die Steueroasen-Abwehrverordnung (StAbwV). De-
ren Liste umfasst bislang zwölf eher exotische Länder von 
Amerikanisch-Samoa bis Vanuatu, sodass aktuell nur weni-
ge deutsche Steuerpflichtige von den Vorschriften betrof-
fen sind. Das dürfte sich ab dem kommenden Jahr ändern, 
denn weitere vier Länder sind zur Aufnahme auf die Liste 
vorgesehen. Neben Antigua und Barbuda, Belize und den 
Seychellen dürfte vor allem die Aufnahme von Russland auf 
die Liste den Anwendungsbereich des Gesetzes deutlich 
erweitern. Die Aufnahme Russlands war erwartet worden, 
nachdem das Land zuletzt zweimal in Folge auch bei der 
EU gelistet war. Der Bundesrat muss der Erweiterung der 
Liste noch zustimmen.

Umfangreiche steuerliche Sanktionen
Bei Geschäftsbeziehungen mit Steuerpflichtigen, die in ei-
ner Steueroase ansässig sind, sieht das Gesetz weitreichen-
de Verschärfungen gegenüber den sonstigen nationalen 
Vorschriften vor:

 / �Im Verhältnis zu Ländern, die in der StAbwV genannt sind, 
werden etwaig bestehende Doppelbesteuerungsabkom-
men insoweit ausgesetzt, als sie deutsche Besteuerungs-
rechte beschränken (§ 1 Abs. 3 Satz 2 StAbwG).

 / �Aufwendungen aus Geschäftsbeziehungen mit den in der 
StAbwV aufgeführten Ländern dürfen nicht als Betriebs
ausgaben oder Werbungskosten abgezogen werden  
(§ 8 StAbwG).

 / �Bei einer Beteiligung an einer Gesellschaft, die in einem 
in der StAbwV aufgeführten Land ansässig ist, greift eine 
verschärfte Hinzurechnungsbesteuerung (§ 9 StAbwG).

 / �Für Ansässige in einem in der StAbwV aufgeführten Land 
greifen erweiterte Quellensteuerpflichten, wenn sie aus 
Geschäftsbeziehungen mit deutschen Steuerpflichtigen 
Einkünfte erzielen (§ 10 StAbwG). Dies betrifft beispiels-
weise die Erbringung von Dienstleistungen oder den Han-
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del mit Waren. Die deutschen Geschäftspartner sind zum 
Einbehalt und zur Entrichtung der Quellensteuer (15 % 
plus Solidaritätszuschlag) verpflichtet.

 / �Bei Beteiligungen an Gesellschaften, die in einem der in 
StAbwV aufgeführten Länder ansässig sind, sind Gewinn-
ausschüttungen und Gewinne aus Anteilsveräußerungen 
nicht steuerlich begünstigt (§ 11 StAbwV).

 / �Es greifen verschärfte Aufzeichnungs- und Dokumentati-
onspflichten für deutsche Steuerpflichtige, die Geschäfts-
beziehungen in Länder unterhalten, die in der StAbwV 
aufgeführt sind (§ 12 StAbwG).

Zu den Einzelheiten der Anwendung des Gesetzes hat die 
Finanzverwaltung am 30. November 2023 den Entwurf 
eines BMF-Schreibens veröffentlicht und um Kommentie-
rung bis zum 9. Januar 2024 gebeten.

Sanktionen greifen ab dem 1. Januar 2024
Auch wenn viele deutsche Unternehmen und Privatperso-
nen ihre geschäftlichen Verbindungen nach Russland infol-
ge des Angriffskrieges gegen die Ukraine und diverser au-
ßersteuerlicher Sanktionsvorschriften stark reduziert oder 
teilweise gänzlich beendet haben, dürfte es derartige Ge-
schäftsbeziehungen nach wie vor in einem beachtlichen 
Umfang geben. Diese Beziehungen werden durch die ge-
plante Aufnahme Russlands in die Liste der StAbwV wirt-
schaftlich und steuerlich erheblich belastet. Für betroffene 
deutsche Steuerpflichtige besteht großer Zeitdruck, denn 
die Maßnahmen greifen – mit Ausnahme des Verbots des 
Betriebsausgaben- oder Werbungskostenabzugs – bereits 
ab dem 1. Januar 2024.

Unternehmen, Privat

ElterngeldPlus auch bei län-
gerer Arbeitsunfähigkeit wäh-
rend Partnerschaftsbonus
Das Elterngeld sichert die wirtschaftliche Existenz 
von Familien, indem es das fehlende Einkommen 
während der Kinderbetreuungszeit nach der Ge-
burt ausgleicht. Doch was passiert bei Arbeitsunfä-
higkeit während der Partnerschaftsbonus-Monate?

Das Elterngeld sichert die wirtschaftliche Existenz von Fa-
milien, indem es das fehlende Einkommen während der 
Kinderbetreuungszeit nach der Geburt ausgleicht. Es gibt 
die Varianten Basiselterngeld, ElterngeldPlus und Partner-
schaftsbonus, die miteinander kombiniert werden können. 
Auch getrennt lebende Elternteile haben Anspruch auf das 
Elterngeld. Doch was passiert bei Arbeitsunfähigkeit wäh-
rend der Partnerschaftsbonus-Monate?

Basiselterngeld
Wenn sich beide Elternteile an der Betreuung ihres Kindes 
beteiligen und sich dadurch das Einkommen mindert, ste-
hen ihnen gemeinsam insgesamt 14 Monate Basiseltern-

geld innerhalb der ersten 14 Lebensmonate des Kindes zu. 
Die Monate können grundsätzlich frei aufgeteilt werden, al-
lerdings kann ein Elternteil mindestens zwei und höchstens 
zwölf Monate für sich beanspruchen. Alleinerziehende 
erhalten für die vollen 14 Monate Basiselterngeld. Für Kin-
der, die ab dem 1.9.2021 geboren und mindestens sechs 
Wochen vor dem errechneten Geburtstermin zur Welt ge-
kommen sind, erhalten die Eltern länger Elterngeld, in Ab-
hängigkeit davon, wie viele Tage oder Wochen das Baby zu 
früh geboren wurde.

ElterngeldPlus
Das ElterngeldPlus soll die Vereinbarkeit von Beruf und 
Familie dadurch unterstützen, dass während des Eltern-
geldbezugs in Teilzeit gearbeitet werden kann. Es ist halb 
so hoch wie das Basiselterngeld, läuft jedoch doppelt so 
lange. Es lohnt sich vor allem für Eltern, die bald nach der 
Geburt wieder arbeiten wollen, es kann aber auch ohne 
Teilzeiteinkommen bezogen werden.

Partnerschaftsbonus
Die Eltern können jeweils mindestens zwei und höchstens 
vier zusätzliche ElterngeldPlus-Monate als Partnerschafts-
bonus erhalten, wenn sie in diesem Zeitraum beide ihr Kind 
betreuen und gleichzeitig zwischen 24 und 32 Wochen-
stunden (zwischen 25 und 30 Stunden bei Kindern, die vor 
dem 1.9.2021 geboren wurden) in Teilzeit arbeiten. Allein-
erziehenden steht der komplette Partnerschaftsbonus zu.

Erkrankung während der Partnerschaftsbonus- 
Monate
Das Bundessozialgericht (BSG) hat entschieden, dass das 
ElterngeldPlus auch in dem Fall beansprucht werden kann, 
wenn ein Elternteil während der Partnerschaftsbonus-
Monate für längere Zeit arbeitsunfähig erkrankt und des-
halb keine Lohnfortzahlung mehr, sondern Krankengeld 
erhält. Laut BSG sind Eltern auch dann im Sinne des Eltern-
gelds erwerbstätig, wenn sie ihre auf die vorgeschriebene 
Anzahl an Wochenstunden festgelegte Tätigkeit für die Zeit 
einer vorübergehenden Arbeitsunfähigkeit tatsächlich nicht 
ausüben können. Das Arbeitsverhältnis muss jedoch fort-
bestehen und die konkrete Tätigkeit voraussichtlich wieder 
aufgenommen werden. Damit widerspricht das BSG den 
Richtlinien des Bundesfamilienministeriums zum Bundes
elterngeld- und Elternzeitgesetz, die vorsehen, dass bei 
einer Arbeitsunfähigkeit die Erwerbstätigkeit nur bis zum 
Ende des Lohnfortzahlungszeitraums weiterbesteht.
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Privat

Testament: Lebensgefährte 
darf nicht ins Haus?
Grundsätzlich haben Erblasser bei der Bestimmung 
ihres Letzten Willens einen weiten Gestaltungs-
spielraum. Dieser ist aber nicht grenzenlos, wie ein 
Urteil des Oberlandesgerichts Hamm zeigt. Wann 
die Bedingungen in einem Testament sittenwidrig 
sind.

Wenn die Testierfreiheit an die Grenze der „guten 
Sitten“ stößt
Grundsätzlich haben Erblasser bei der Bestimmung ihres 
Letzten Willens einen weiten Gestaltungsspielraum. Dass 
dieser aber nicht grenzenlos ist, zeigt ein Urteil des Ober-
landesgerichts Hamm, das über die Wirksamkeit einer tes-
tamentarischen Bedingung zu entscheiden hatte, die ein 
Hausverbot für den Lebensgefährten der Erbin vorsah.

Erbeinsetzung im Testament unter Bedingungen
Die einzige Tochter der Erblasserin erbte im Wesentlichen 
ein Hausgrundstück mit einem frei stehenden Einfamilien-
haus in Bochum, das sich seit Jahrzehnten im Eigentum der 
Familie befand und in dem die Erblasserin in einer und die 
Tochter mit der Enkelin in einer weiteren Wohnung lebten. 
Die Enkelin wurde als Miterbin eingesetzt. Der langjährige 
Lebensgefährte der Tochter hatte eine eigene Wohnung in 
der Nachbarschaft, ging aber in dem Haus ein und aus, war 
der Ziehvater der Enkelin und nahm im Haus auch Repara-
turen vor. Es gab zu keiner Zeit Streit oder ein Zerwürfnis 
und man lebte wie eine Familie zusammen. In dem nota-
riellen Testament der Erblasserin, in dem die Tochter und 
die Enkelin als Erbinnen eingesetzt wurden, waren hierfür 
allerdings zwei Bedingungen formuliert: Zum einen war es 
den Erbinnen untersagt, das Grundstück an den Lebens-
gefährten der Tochter zu übertragen. Zum anderen sollten 
die Erbinnen dem Lebensgefährten auf Dauer untersagen, 
das Grundstück zu betreten. Zur Überwachung des Betre-
tungsverbots wurde ein Testamentsvollstrecker eingesetzt. 
Er sollte die Immobilie bei einem Verstoß gegen die Be-
dingung veräußern, wobei der Erlös zu einem Viertel der 
Tochter, einem Viertel der Enkelin und im Übrigen gemein-
nützigen Zwecken zukommen sollte. Die beiden Erbinnen 
akzeptierten das Verbot, das Grundstück an den Lebens-
gefährten zu übertragen, verlangten aber die gerichtliche 
Feststellung, dass die Bedingung des Betretungsverbots 
wegen Sittenwidrigkeit nichtig sei. Sie bekamen recht.

Testamentarische Bestimmungen sind nur aus-
nahmsweise sittenwidrig
Bei der Frage, ob eine letztwillige Bedingung wegen Sit-
tenwidrigkeit nichtig ist, ist zu beachten, dass die vom 
Grundgesetz geschützte Testierfreiheit es einer Erblasserin 
grundsätzlich ermöglicht, die Erbfolge nach ihren eigenen 
Vorstellungen zu gestalten, und sie dabei einen sehr gro-
ßen Gestaltungsspielraum hat. Sittenwidrigkeit kann daher 
nur in sehr engen Ausnahmefällen angenommen werden. 
Dies gilt auch für Bedingungen. Ein schwerwiegender Aus-

nahmefall, der zur Sittenwidrigkeit einer Bedingung führen 
kann, ist immer nur dann anzunehmen, wenn in der Abwä-
gung zwischen der Testierfreiheit der Erblasserin und den 
Freiheitsrechten der Betroffenen anzunehmen ist, dass die 
nur bedingte Zuwendung einen unzumutbaren Druck auf 
die Bedachten ausübt, sich in einem höchstpersönlichen 
Bereich in einer bestimmten Art und Weise zu verhalten. 
Bedingungen, die lediglich die Nutzung des vererbten Ver-
mögensgegenstandes betreffen, sind dagegen regelmä-
ßig zulässig. Hier wies zwar die angefochtene Bedingung 
einen Bezug zur Nutzung des vererbten Hausgrundstücks 
auf. Unter Berücksichtigung aller Umstände des Falles stand 
jedoch im Vordergrund, dass dem langjährigen Lebens
gefährten der Tochter, zugleich Ziehvater der Enkelin, der 
Zugang zu der schon vor dem Erbfall genutzten Wohnung 
auf einmal verwehrt sein sollte. Das bis zum Tod der Er-
blasserin unstreitig praktizierte familiäre Zusammenleben 
könnte aufgrund der Bedingung nicht mehr in dieser Form 
fortgeführt werden. Damit war aber der höchstpersönliche 
Bereich der Lebensführung der Tochter betroffen und die 
Bedingung sittenwidrig und nichtig. Für die Rechtsfolge war 
laut Gericht davon auszugehen, dass die Erblasserin ihre 
Tochter und ihre Enkelin auch ohne die unwirksame Bedin-
gung zu Erbinnen eingesetzt hätte, sodass die Sittenwidrig-
keit nur dazu führte, dass die Bedingung entfiel.

Was ist zu beachten?
Das Urteil zeigt, dass Testamente nicht nur formell, son-
dern auch inhaltlich unwirksam sein können. Denn auch 
bei grundsätzlich geltender Testierfreiheit und weiten 
Grenzen bei der Ausgestaltung des Inhalts eines Testa-
ments müssen die guten Sitten Beachtung finden. Sobald 
Bedingungen in einer letztwilligen Verfügung geeignet sind, 
dergestalt Druck auf die bedachten Erb:innen auszuüben, 
dass diese sich in ihren Freiheitsrechten eingeengt sehen 
müssen, droht der Bestimmung die Unwirksamkeit wegen 
Sittenwidrigkeit. Bei der Formulierung des Letzten Willens 
ist daher Vorsicht geboten. Wir von der dhpg unterstützen 
Sie gerne mit unserer Expertise bei Fragen rund um die Tes-
tamentsgestaltung.

Privat

Außergewöhnliche Belas-
tungen bei Unterbringung in 
einer Wohngemeinschaft
Der Bundesfinanzhof hat mit seinem Urteil vom 
10.8.2023 entschieden, dass Aufwendungen für die 
krankheits-, pflege- und behinderungsbedingte 
Unterbringung in einer Wohngemeinschaft als au-
ßergewöhnliche Belastung zu berücksichtigen sind.

Die Kläger sind Eheleute, die im Streitjahr 2016 zusammen 
zur Einkommensteuer veranlagt wurden. Seit Novem-
ber 2015 wohnt der Kläger in einer selbstverantworteten 
Wohngemeinschaft mit Betreuungsleistungen im Sinne 
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von § 24 Abs. 2 Wohn- und Teilhabegesetz (WTG NW). Hier 
wird er rund um die Uhr von einem ambulanten Pflege-
dienst und von Ergänzungskräften betreut, gepflegt und 
hauswirtschaftlich versorgt. Er zahlt eine monatliche Mie-
te, einen zusätzlichen Betrag für die Lebenshaltungskosten 
sowie die hauswirtschaftlichen Hilfs- und Betreuungsleis-
tungen. Die Kosten der Wohngruppe machten die Kläger 
in ihrer Einkommensteuererklärung als außergewöhnliche 
Belastung (nach § 33 EStG) geltend. Zusätzlich machten sie 
den erhöhten Behindertenpauschbetrag (nach § 33b Abs. 3 
Satz 3 EstG) geltend.

Auffassung des Finanzamts: Aufwendungen für die 
Unterbringung in einer Wohngruppe sind keine 
außergewöhnliche Belastung 
Das Finanzamt gewährte im Rahmen der Einkommensteuer
festsetzung für das Streitjahr den Behindertenpausch
betrag, erkannte die Aufwendungen für die Unterbringung 
in der Wohngruppe jedoch nicht als außergewöhnliche 
Belastung an. Als Begründung nannte das Finanzamt, dass 
der Kläger nicht in einem Heim im Sinne des § 1 des Heim-
gesetzes (HeimG) bzw. in einer sogenannten Einrichtung 
mit umfassendem Leistungsangebot untergebracht war. 
Infolge der Einspruchsentscheidung reichten die Eheleute 
Klage beim Finanzgericht ein.

Finanzgericht gab den Klägern teilweise recht
Das Finanzgericht gab der erhobenen Klage teilweise statt. 
Es berücksichtigte die Unterbringungskosten, gekürzt um 
die Haushaltsersparnis, als außergewöhnliche Belastung. 
Den Behindertenpauschbetrag gemäß § 33b Abs. 3 Satz 3 
EStG berücksichtigte es im Einverständnis mit den Klägern 
jedoch nicht. Gegen die Entscheidung des Finanzgerichts 
legte das Finanzamt Revision ein.

Urteil des Bundesfinanzhofs: Aufwendungen für 
die Unterbringung in einer Wohngruppe werden 
als außergewöhnliche Belastung anerkannt
Die Revision des Finanzamts wurde durch den Bundes
finanzhof als unbegründet zurückgewiesen. Dieser ent-
schied mit seinem Urteil, dass das Finanzgericht die strei-
tigen Aufwendungen für die Unterbringung des Klägers in 
der selbstverantworteten Wohngemeinschaft, gekürzt um 
die Haushaltsersparnis, zu Recht als außergewöhnliche Be-
lastung anerkannt hat.

https://www.dhpg.de/de/podcast/taxiert
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Presse

www.rws-verlag.de
Neustart für das Traditionsunternehmen PORTAS Deutschland
Sanierungsverfahren erfolgreich beendet
„Ziel des Verfahrens war es, das Unternehmen nicht nur schuldenfrei, son-
dern auch für die Zukunft neu aufzustellen“, so Dirk Obermüller. So hat das 
Unternehmen das vergangene Jahr genutzt, um sich umfassend zu moder-
nisieren und an die notwendigen Rahmenbedingungen anzupassen. Neben 
der Modernisierung von Strategie und Leitbild wurde auch das Sortiment 
überarbeitet und auf das PORTAS-Kerngeschäft mit den Bereichen Innen­
türen und Zargen, Küchen und Möbel sowie Treppen und Fenster fokussiert.“

RA Dirk Obermüller
dirk.obermueller@dhpg.de

www.welt.de
Einstige Elektro-Hoffnung –  
Jetzt entscheidet sich das Schicksal des E-Scooters
„Demnach steht der vorläufige Insolvenzverwalter Dirk Wegener, Fachanwalt 
für Insolvenz- und Sanierungsrecht aus der Aachener Kanzlei dhpg, in fortge-
schrittenen Verkaufsverhandlungen über den Hersteller B-ON mit Sitz in Lu­
xemburg. Das Unternehmen lässt die Fahrzeuge als Lohnfertigung von dem 
Automobilzulieferer Neapco in dessen Fabrik in Düren produzieren. Neapco 
mit Hauptsitz in Michigan in den USA wiederum ist als Automobilzulieferer 
für Elektroautos weltweit vertreten.“ 

Dr. Dirk Wegener
dirk.wegener@dhpg.de

www.rp-online.de
Junge Unternehmer engagieren sich
„Neben ihm werden Sebastian Berlemann (Gizeh Raucherbedarf GmbH) und 
Christian Borch (Immobilien Christian Borch) als Stellvertreter sowie Matthias 
Kausemann (dhpg Wirtschaftsprüfer Rechtsanwälte Steuerberater GmbH & 
Co. KG) als Schatzmeister und Johannes Cramer (Cramer & Herling oHG) als 
Vorsitzender des vergangenen Jahres, den Vorstand bilden und Oberbergs 
junge Wirtschaft weiter vernetzen und wertvolle Angebote bieten.“

Matthias Kausemann
matthias.kausemann@dhpg.de

Veröffentlichungen und Vorträge 

WP StB Uwe Stengert: Persönlichkeit ist nicht digitalisierbar: Mit der BWA 
beraten, um den Erfolg der Mandanten aktiv zu begleiten. Verbandsnach-
richten – Verbandsmagazin des Steuerberaterverbands Hessen. 3/2023. S. 7

WP StB Rainer Bongarth: Öffentliches Preisrecht – insbesondere zu Kalku-
lationen nach den Leitsätzen für die Preisermittlung aufgrund von Selbst-
kosten (LSP) bei der Bundesanstalt für den Digitalfunk der Behörden und Or-
ganisationen mit Sicherheitsaufgaben (bereits am 31.10.2023 durchgeführt).

Veranstaltungen

dhpg Lohn aktuell 2024
Der Jahreswechsel ist mit einigen Änderun-
gen in der Entgeltabrechnung verbunden und 
auch inflationsbedingt sind einige Besonder-
heiten zu beachten. Unsere Expert:innen aus 
der Mandantenlohnbuchhaltung stellen Ih-
nen die wichtigsten Neuerungen für das Jahr 
2024 und weitere aktuelle Themen aus 2023 
vor. Weitere Informationen und die Möglich-
keit zur Anmeldung finden Sie hier.

Folgen Sie uns auf

www.dhpg.de
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